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Meist erlebt die OSZE große Veränderungen und spektakuläre Ereignisse in Ver-
bindung mit den alle zwei Jahre stattfindenden Gipfeltreffen; deren nächstes ist für
Dezember 1996 in Lissabon vorgesehen. Trotzdem hat es inzwischen folgenreiche
Entscheidungen über die Aufgaben und das Wirken der Organisation für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa gegeben, insbesondere in Konnex mit der Frie-
densregelung für Bosnien und Herzegowina. Die OSZE ist abermals in eine neue
Phase ihrer Geschichte eingetreten; sie mußte Verantwortungen übernehmen, an
denen sie wachsen, aber auch scheitern kann.

Strukturen und Funktionen

Die institutionelle Struktur blieb im wesentlichen unverändert, und die bereits ein-
geleiteten Tätigkeiten wurden weitergeführt. Die meisten Teilnehmerstaaten gaben
ihren bisherigen „Delegationen" den Status von „Missionen" bzw. „Ständigen Ver-
tretungen" und trugen damit der fortschreitenden Institutionalisierung der OSZE
Rechnung. Der ungarische Vorsitz (mit Außenminister Laszlo Koväcs als „Chair-
man-in-Office") nahm seine Aufgaben im Verlauf des Jahres 1995 zielstrebig wahr;
nicht nur durch eine aktive Führung der Arbeiten in den verschiedenen Ratsgre-
mien, sondern, indem er in zunehmendem Maße selbständig Erklärungen zu wich-
tigen politischen Angelegenheiten abgab, was noch wenige Jahre zuvor kaum vor-
stellbar gewesen wäre, und in Gestalt der Vertretung der OSZE bei wichtigen inter-
nationalen Konferenzen. Auch die Funktionen der „Troika" wurden, ohne daß dazu
große Plenarbeschlüsse nötig gewesen wären, ausgeweitet. Die Schweiz übernahm
beispielsweise die Vorsitzfunktionen für den „Stabilitätspakt". Der Kreis der Teil-
nehmerstaaten erweiterte sich 1995 um die zuvor nur einen Beobachterstatus
innehabende „frühere jugoslawische Republik Mazedonien" (FYROM) und 1996
um Andorra. Die nichteuropäischen, an einer engeren Verknüpfung interessierten
Mittelmeerstaaten wurden stärker in die Kommunikation einbezogen, u.a. durch
regelmäßig stattfindende Sondertagungen. Über die Modalitäten einer Wiederein-
beziehung der aus Serbien und Montenegro bestehenden Bundesrepublik Jugosla-
wien wurden bis Mitte 1996 noch keine Beschlüsse gefaßt. Die Regelmäßigkeit
der Teilnahme früher nur sporadisch mitwirkender Delegationen, namentlich der
zentralasiatischen Staaten, nahm zu.

Gegen Ende der Vorsitzperiode fand die jährliche Ministerratstagung in Buda-
pest statt, die bereits stark im Zeichen der bevorstehenden Übernahme wichtiger
Aufgaben in Bosnien und Herzegowina stand. Neben einer Rückschau auf die Jah-
resarbeit 1995 wurden auch Beschlüsse über die Verlängerung der Tätigkeit des
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Hohen Kommissars für Nationale Minderheiten, Max von der Stoel, um eine wei-
tere dreijährige Amtsperiode sowie über die Arbeit am „Sicherheitsmodell für das
21. Jahrhundert" und über die weiteren Bemühungen um den Fortgang des „Minsk-
Prozesses" gefaßt. Dabei handelt es sich um die Vorbereitung von Friedensregelun-
gen für den Konflikt um Nagorny-Karabach.

Zum Jahresbeginn 1996 übernahm die Schweiz (mit Bundesrat Flavio Cotti als
„Chairman-in-Office") den Vorsitz; aus der Troika schied Italien aus, und Däne-
mark (als Vorsitzland 1997) trat ein. Die Politik der aktiven Führung und Außen-
vertretung wurde fortgesetzt, ebenso das Prinzip der Zuständigkeit der nichtvor-
sitzführenden Troika-Mitglieder für bestimmte Angelegenheiten. So ging z.B. die
Sorge für den Stabilitätspakt und für die Sanktionenüberwachung in die Hände
Dänemarks über.

Der „Hohe Rat" („Senior Council"), bestehend aus Spitzenbeamten der Außen-
ministerien, hat an Bedeutung etwas eingebüßt; er tagt auch seltener als früher,
korrelativ zur verstärkten Tätigkeit des „Ständigen Rates" („Permanent Council");
dieser spielt auch eine deutlich gewichtigere Rolle als das „Forum für Sicherheits-
kooperation". In der aktuellen Entwicklung ergreifen vor dem Ständigen Rat neben
OSZE-Amtsträgern, wie dem Hohen Kommissar für Nationale Minderheiten, der
Direktorin des Büros für Demokratische Institutionen und Menschenrechte sowie
den Leitern zahlreicher OSZE-Missionen, auch Außenminister bzw. Staatssekretäre
verschiedener Teilnehmerstaaten sowie Spitzenfunktionäre verschiedener interna-
tionaler Organisationen (z. B. der NATO, des Internationalen Komitees vom Roten
Kreuz etc.) das Wort.

An die Stelle des bisherigen Generalsekretärs der OSZE, des Deutschen Wil-
helm Höynck, trat mit Wirkung vom 15.6.1996 Botschafter Giancarlo Aragona,
ehemals Kabinettschef im italienischen Außenministerium, nachdem keiner der
zunächst vorgeschlagenen, aus mitteleuropäischen Staaten stammenden Kandida-
ten die einstimmige Zustimmung der Teilnehmerstaaten erhalten konnte.

Nachdem das Abkommen über den Schlichtungs- und Schiedshof der OSZE
nach der Ratifizierung durch zwölf Teilnehmerstaaten im Dezember 1994 in Kraft
getreten war - die Zahl der Ratifikationen hat sich inzwischen auf 21 erhöht - ,
kam es am 29.5.1995 zur Konstituierung des Gerichts; zum Präsidenten wurde der
französische Verfassungsjurist und ehemalige Justizminister Robert Badinter
bestellt, zum Vizepräsidenten der frühere deutsche Außenminister Hans Dietrich
Genscher1.

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE tagte vom 4.-8.7.1995 in Ottawa;
sie plädierte, wie schon früher, für die Abkehr von der Konsens- bzw. der Konsens-
minus-eins-Regel sowie für die Einbeziehung der Gesetzgebungsorgane der betei-
ligten Staaten in die Arbeiten am „Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhundert";
überdies verabschiedete sie z.T. recht pointierte Erklärungen zu aktuellen politi-
schen Fragen2.

Eine OSZE-Einrichtung eigener Art ist das in Taschkent errichtete Verbindungs-
büro der OSZE für Zentralasien, das sich um die verstärkte Einbeziehung der mit-
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telasiatischen Teilnehmerstaaten in die Arbeiten der OSZE bemüht und ihnen bei
der Durchführung ihrer Reformpolitik behilflich ist.

Die Weiterfuhrung bisheriger Aufgaben und Funktionen

Zu einer Reihe wichtiger Themen gab es im Rahmen der Wiener Gremien (ins-
besondere des Ständigen Rates, des Forums für Sicherheitskooperation und seinen
Arbeitsgruppen) eingehendere Diskussionsprozesse. Hierzu zählen u.a. die Fort-
führung bereits eingerichteter bzw. die Entsendung neuer OSZE-Missionen. Dazu
gehört auch die Diskussion über das „Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhundert",
in deren Verlauf mehr als zwei Dutzend Darlegungen unterbreitet wurden. Hierbei
handelt es sich um die Durchführung eines Budapester Gipfelbeschlusses, der auf
russisches Verlangen sozusagen einen Ersatz für die eigentlich von Rußland
gewünschte, aber nicht konsensfähige Umformung der KSZE zu einer starken und
mit handlungsfähigeren Organen ausgestatteten, völkerrechtlich zu begründenden
internationalen Organisation darstellte3. Rußland ging es um die Stärkung der
KSZE/OSZE vor allem deshalb, weil man das in Moskau als Voraussetzung für die
Verfolgung der weiteren Absicht betrachtete, der Organisation die Hauptrolle im
Rahmen einer neuen gesamteuropäischen Sicherheitsarchitektur zu verschaffen
und sie nach Möglichkeit der NATO sowie der WEU überzuordnen. In Budapest
war es dann nur zur Namensänderung und zur Bereitschaft aller Teilnehmerstaaten
gekommen, über die zukünftige Ausgestaltung der europäischen Sicherheitsarchi-
tektur zwei Jahre lang eine breit angelegte Diskussion zu führen - mit zunächst
offenem Ergebnis. Aber bereits nach einem Jahr war klar, daß Rußland für seine
Vorstellungen nur ganz wenige Verbündete hatte; in einem im Herbst 1995 durch-
geführten mehrtägigen Seminar war die ganz überwiegende Mehrheit der Teilneh-
mer gegen irgend eine Hierarchie zwischen den verschiedenen sicherheits- und
verteidigungspolitischen Organisationen, und auch gegen die Schaffung neuer
Institutionen sowie gegen die Umformung der OSZE in eine Organisation mit völ-
kerrechtlich verbindlichem Statut; statt dessen fanden die Formeln von der „größt-
möglichen Flexibilität" und von der zweckmäßigen Verabredung von „ad-hoc-
Arrangements" breiten Anklang. Überdies sollte die Diskussion über das Sicher-
heitsmodell keineswegs eine NATO-Osterweiterung behindern. Dementsprechend
fiel dann auch die Budapester Ministerratsentschließung im Dezember 1995 aus:
alle OSZE-Staaten seien befugt, ihre eigenen Sicherheitsarrangements frei zu
wählen und zu ändern (einschließlich der Teilnahme an Bündnissen); keine Orga-
nisation oder Staatengruppierung dürfe eine übergeordnete Verantwortung für Frie-
den und Stabilität im OSZE-Raum in Anspruch nehmen. Das vor Jahren zunächst
von der NATO ins Spiel gebrachte Konzept der gegenseitigen Ergänzung und Stär-
kung verschiedener zusammenwirkender Organisationen wurde bekräftigt.
Zugleich allerdings wird die Idee eines unteilbaren („indivisible") und ungeteilten
(„free of dividing lines") gemeinsamen Sicherheitsraums proklamiert und die
„transparente und demokratische Entwicklung regionaler und transatlantischer
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Organisationen" bejaht, auf der Basis der OSZE-Prinzipien. Damit scheint die von
Rußland favorisierte Zielvorstellung einer völkerrechtlich verankerten, die NATO
überholenden gesamteuropäischen Organisation Kollektiver Sicherheit ad acta
gelegt.

Ebenfalls auf Grund eines 1994 gefaßten Gipfelbeschlusses wurde im Forum
für Sicherheitskooperation u.a. über die Weiterführung der Rüstungskontroll-
bemühungen im OSZE-Raum diskutiert (unter dem Titel „A Framework for Arms
ControF). Auf der Basis einer Analyse der erkennbaren und mutmaßlichen Risiken
und Herausforderungen der Sicherheit denkt man daran, ausgehend von bereits
bestehenden Vereinbarungen (wie dem KSE-Vertrag, dem Wiener Dokument 1994
über Vertrauens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen, dem „Code of Conduct"4

und dem allerdings von wichtigen Vertragsparteien noch immer nicht ratifizierten
„Open Skies"-Vertrag) ein Gewebe miteinander verknüpfter, einander ergänzender
und stärkender Rüstungskontrollabkommen ins Auge zu fassen und hierzu ein
Arbeitsprogramm zu fixieren, was zur Schaffung eines unteilbaren Raums gemein-
samer Sicherheit beitragen und derart die Staaten instandsetzen soll, mit spezifi-
schen Sicherheitsproblemen angemessen und kooperativ umzugehen; das „Frame-
work"-Vorhaben wird in diesem Sinn auch als Beitrag zum zuvor erwähnten
„Sicherheitsmodell für das 21. Jahrhundert" gesehen. Besondere Aufmerksamkeit
findet dabei der Gedanke an „subregionale" Sicherheitsarrangements, die in umfas-
sendere, also OSZE-weite, Strukturen eingebunden sein, aber die produktive
Bewältigung besonderer Probleme in begrenzteren Problemzonen ermöglichen sol-
len, etwa durch die Etablierung „regionaler Tische", wie sie bereits im Zusammen-
hang mit dem Stabilitätspaktprojekt eingeführt worden waren, nämlich einerseits
für den Raum um das Baltikum und andererseits für Mittel- und Osteuropa; die
besonders heikle Südostregion blieb dort ausgespart, weil die Stabilitätspakt-Initia-
tive sich nur an Staaten richtete, die nicht in einen Konflikt verwickelt waren.

Der bereits erwähnte „Stabilitätspakt für Europa "5 ist nach seinem Abschluß im
März 1995 ebenfalls der OSZE überantwortet worden; sie ist die Depositarstelle
für die im Rahmen des Vorhabens abgeschlossenen rund 80 Abkommen, Vereinba-
rungen und Willenserklärungen, die im Dienst der Projektziele (Förderung der
guten Nachbarschaft, kooperative Bewältigung von Minderheitenproblemen, und
dadurch Ausräumung von Konfliktpotentialen und Grenzziehungsunsicherheiten,
dies alles unter politischer und praktischer Förderung durch die EU) stehen. Außer-
dem soll die OSZE die Umsetzung der Abmachungen beobachtend und fördernd
begleiten. Sehr viel an operativen Beschlüssen hat es dazu allerdings noch nicht
gegeben; tatsächlich ging ja das ursprüngliche Projekt Edouard Balladurs erheb-
lich weiter als man dann gemeinsam kam6. Weder wurde das Vorhaben zum Hebel
für eine Qualitätsänderung der KSZE selbst, noch waren alle angesprochenen Staa-
ten bereit, sich voll und vorbehaltlos im Sinne der Ziele zu engagieren; der einzige
wirklich neue und weitgehende bilaterale Vertrag, den die Ministerpräsidenten
Ungarns und der Slowakei am Vorabend der Pakt-Abschlußkonferenz in Paris
unterzeichneten, trat erst über ein Jahr danach in Kraft; anläßlich der Ratifizierung
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hatte der slowakische Nationalrat ausdrücklich eine restriktive Interpretation der
Rechte der ungarischen Minderheit in der Südslowakei deklariert7.

Nicht in den direkten Aufgabenbereich der OSZE gehört die Diskussion über
die Anpassung des Vertrags über Konventionelle Streitkräfte („ VKSE") an „verän-
derte Gegebenheiten"; aber der Gegenstand verdient es gleichwohl, hier, nämlich
im Kontext der Wiener Sicherheitsverhandlungen, erwähnt zu werden; der Vertrag
wurde ja seinerzeit (1989/90) im Zusammenhang des KSZE-Prozesses ausgehan-
delt und abgeschlossen, wenngleich „autonom" zwischen den Mitgliedern der
damals bestehenden beiden Militärallianzen. Man ging auf einen gleichgewichti-
gen, erheblich zu reduzierenden Rüstungsstand der beiden „Staatengruppen" in
bezug auf besonders offensivgeeignete Waffensysteme und sodann auch in bezug
auf die Personalstärken aus; inzwischen hat sich die Szenerie infolge der Auflö-
sung der Warschauer Vertragsorganisation und des Zerfalls der UdSSR sowie der
Veränderung der politischen Grundkonstellation im Zeichen er „Wende" grundle-
gend geändert.

Missionen und Friedensinitiativen der OSZE

Seit längerem leisten - neben dem Hohen Kommissar für Nationale Minderheiten
und dem Büro für Demokratische Institutionen und Menschenrechte - auf kürzere
oder längere Frist in potentielle oder aktuelle Problem- und Konfliktgebiete der
OSZE-Region entsandte Missionen eine von der Öffentlichkeit nicht immer wahr-
genommene und adäquat gewürdigte Arbeit. Neben den vielen bereits begonnenen
Missionen kamen neue hinzu; besondere Erwähnung verdient die „OSCE Assi-
stance Group", die nach Grosny (Tschetschenien) entsandt wurde und an den
Bemühungen um eine Regelung des Konflikts einen wichtigen Anteil hatte. Neu
ist auch eine nach Kroatien entsandte Mission, die sich vor allem der Lage der dor-
tigen Minderheiten (auch der zurückkehrenden Flüchtlinge) und der Menschen-
rechte annehmen soll.

Eingestellt werden im Anschluß an die Resolutionen des UN-Sicherheitsrates
über die Lockerung bzw. Aufhebung des Waffenembargos und der Sanktionen
gegen Jugoslawien die „Sanctions Assistance Missions", mit denen die OSZE zur
Sicherung der Wirksamkeit der verhängten Maßnahmen beigetragen hat.

Die Mitwirkung am Friedensprozeß in Bosnien-Herzegowina

Alles bisher Erwähnte könnte unter der Überschrift „Business as usual" stehen.
Daß, wie anfangs erwähnt, die OSZE tatsächlich in eine neue Phase ihres Wirkens
eingetreten ist, beruht darauf, daß sie im Anschluß an die Friedensregelung von
Dayton Aufgaben und Verantwortungen bislang unerhörter Art übernommen hat8.

Auf die Vorgeschichte, den Inhalt und die Problematik des Vertragswerks von
Dayton kann hier nicht im einzelnen eingegangen werden9. Die OSZE wurde jeden-
falls im Zusammenhang der Friedensregelung ersucht, mehrere, für den Gang der
Normalisierung der Verhältnisse in der Region entscheidende Aufgaben wahrzu-
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nehmen. So übernahm sie die unmittelbare Kontrolle der Respektierung der Men-
schenrechte in ganz Bosnien und Herzegowina sowie die Ernennung eines interna-
tionalen Menschenrechtsbeauftragten (Ombudsman); zusätzlich stand sie den betei-
ligten Parteien bei ihren Verhandlungen über Rüstungskontrolle und über Vertrau-
ens- und Sicherheitsbildende Maßnahmen unterstützend zur Seite; ferner erhielt
sie die Aufgabe, die Vorbereitung, Durchführung und Überwachung der Wahlen in
Bosnien und Herzegowina in ihre Verantwortung zu nehmen.

Zur Durchführung ihrer Aufgaben beschlossen die zuständigen Organe die Ent-
sendung einer Mission nach Bosnien-Herzegowina - die mit insgesamt über 240
Mitgliedern bisher umfangreichste; in der Zentrale in Sarajewo sind etwa 100 Per-
sonen tätig, daneben gibt es größere Regionalzweigstellen in Mostar, Banja Luka,
Tuzla, Bihac und Sokolac sowie 24 weitere Außenstellen. Die bereits Jahre zuvor
entsandte Beobachtungsmission der EG/EU (ECMM = European Community
Monitoring Mission) wird ebenso wie die Ombudsman-Unterstützungsmission in
die neue Mission eingegliedert, zu deren Leiter nach einigem hin und her Bot-
schafter Robert Frowick (USA), ein erfahrener KSZE-Diplomat, ernannt wurde.

Die Aufgaben der OSZE in Bosnien und Herzegowina können nicht je für sich
ohne Verknüpfung mit anderen Dimensionen des Friedensprozesses erfüllt werden.
Die Mission muß daher mit einer Reihe weiterer Verantwortungsträger eng zusam-
menarbeiten, so z.B. mit dem Oberbefehlshaber der IFOR-Truppen, mit dem Chef-
koordinator der nichtmilitärischen Aktivitäten im Rahmen des Friedensprozesses,
dem „High Representative" Carl Bildt, und mit zahlreichen anderen Dienststellen
und Akteuren. Die Rolle der OSZE findet in der öffentlichen Berichterstattung
häufig geringere Aufmerksamkeit als die der IFOR, des „High Representative"
oder auch des Internationalen Kriegsverbrechentribunals in Den Haag; gleichwohl
sind ihre Aufgaben ihrer Bedeutung nach kaum überschätzbar:

1. DIE O S Z E - Z U S T Ä N D I G K E I T FÜR DIE M E N S C H E N R E C H T E

Das Vertragswerk von Dayton sieht eine sozusagen überstaatliche Verantwortung
für den Schutz der Menschenrechte vor. Die hierzu außerhalb der Verfassung von
Bosnien und Herzegowina errichtete „Menschenrechtskommission" umfaßt zwei
Organe: den „Ombudsman" und die „Menschenrechtskammer"; beide werden von
der OSZE-Mission unterstützt. Zum Menschenrechts-Ombundsman wurde vom
amtierenden OSZE-Vorsitzenden am 21.12.1995 Botschafterin Gret Haller ernannt,
eine schweizerische Menschenrechtsspezialistin, die früher die Eidgenossenschaft
im Europarat vertreten hatte und zeitweise auch Parlamentspräsidentin in Bern
war. Ihr obliegt es, allen Anschuldigungen über Menschenrechtsverletzungen nach-
zugehen, von der verletzenden Vertragspartei eine schriftliche Stellungnahme ein-
zuholen und die Ergebnisse ihrer Ermittlungen, ggf. zusammen Schlußfolgerungen
und Empfehlungen, der Präsidentschaft der betreffenden Vertragspartei und dem
High Representative vorzulegen. Wer sich als Opfer von Menschenrechtsverletzun-
gen sieht (auch als Angehöriger von Verstorbenen oder Vermißten) kann sich auch
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an die 14 Mitglieder umfassende Menschenrechtskammer wenden. Die Kammer
kann als Schlichtungsorgan oder gerichtsförmig agieren; Entscheidungen sollen
sowohl eine Bewertung des Sachverhalts wie einen Spruch über geeignete Wieder-
gutmachungsmaßnahmen enthalten und werden mit Mehrheit gefällt. Die OSZE
stellt die Infrastruktur zur Verfügung.

2. OSZE-ZUSTÄNDIGKEIT FÜR DIE MILITÄRISCHE STABILISIERUNG

Unter Bedachtnahme auf die im Rahmen der KSZE/OSZE und bei den KSE-Ver-
handlungen gemachten Erfahrungen wurden in Dayton Grundsatzvereinbarungen
sowohl über die Einführung eines Systems von Vertrauens- und Sicherheitsbilden-
den Maßnahmen (VSBM) wie über die Reduktion der offensivgeeigneten Waffen-
systeme getroffen, und zwar unter Einbeziehung sowohl von Bosnien-Herzego-
wina und seiner zwei Bestandteile (die bosniakische und bosnisch-kroatische
„Föderation Bosnien-Herzegowina" und die „Republika Srpska) als auch der Bun-
desrepublik Jugoslawien (Serben und Montenegro) und der Republik Kroatien.
Die unter der Ägide der OSZE durchgeführten VSBM-Verhandlungen wurden unter
dem Vorsitz des erfahrenen ungarischen OSZE-Diplomaten Istvan Gyarmati fünf
Minuten vor dem Ablauf der in Dayton gesetzten Frist am 26.1.1996 in Wien abge-
schlossen. Sie ergaben ein Abkommen über zahlreiche Maßnahmen, dessen Umset-
zung allerdings während der ersten Monate eher unvollständig und schleppend ver-
lief; insbesondere in der Republika Srpska gab es Implementationswiderstände
(insbesondere von General Ratko Mladic und seinen Untergebenen). In Dayton
war vereinbart worden, daß die Vertragspartner sich auf ein niedrigeres Kräftever-
hältnis einigen müßten; andernfalls würde ein in Dayton selbst auf der Basis der
Bevölkerungsstärke der beteiligten Staaten und einiger anderer Parameter fixiertes
verbindlich werden. Die Verhandlungen ergaben schließlich nur geringfügige
Modifikationen des in Dayton fixierten Aufteilungsschlüssels, der eine ungefähre
Parität zwischen Kroatien und Bosnien-Herzegowina, aber eine Überlegenheit
Jugoslawiens von 2,5 zu 1 gegenüber jeder dieser beiden anderen Parteien fest-
legte. Was dies in der Konsequenz bedeuten kann, wird erst klar, wenn man sich
ausrechnet, wie das Stärkeverhältnis aussähe, wenn tatsächlich alle drei Nationen
über die Vereinbarungen von Dayton hinweg gegeneinander antreten sollten. Dann
nämlich ergäbe sich ein Kräfteverhältnis aller Serben (einschließlich Montenegros)
zu allen Kroaten zu den Bosniaken von gut 62% zu gut 29% zu gut 7%; die serbi-
schen Kräfte wären mehr als achtmal, die kroatischen mehr als viermal so stark
wie die bosniakischen; selbst gegenüber den vereinigten Kräften der Kroaten und
Bosniaken wären die Serben noch l,7mal so stark, aber angesichts der Spannun-
gen zwischen den Kroaten und den Bosniaken ist diese Kräftebilanz eher akade-
misch. Die Folgerung liegt auf der Hand: ohne ein zusätzliches stabilisierendes
Engagement der europäischen Staatengemeinschaft herrscht ein beängstigendes
Ungleichgewicht, und die Zukunft der Bosniaken wäre gefährdet.
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3. DIE O S Z E - Z U S T Ä N D I G K E I T FÜR DIE WAHLEN IM S E P T E M B E R 1996

Das Vertragswerk von Dayton enthält eine Verpflichtung der Parteien, für die Vor-
aussetzungen zur Abhaltung fairer und freier Wahlen innerhalb eines „politically
neutral environment" und nach Maßgabe der Kriterien zu sorgen, die von der KSZE
schon bei früherer Gelegenheit definiert worden sind10. Die Wahlen sollten in der
Zeit zwischen Juni und September 1996 stattfinden; die OSZE soll erstens ver-
bindlich feststellen, ob unter den gegebenen Verhältnissen Wahlen effektiv durch-
führbar sind; sie soll zweitens, soweit erforderlich, bei der Schaffung entsprechen-
der Verhältnisse behilflich sein; sie soll drittens einen Operationsplan für die Durch-
führung der Wahlen ausarbeiten und umsetzen; sie soll viertens die Durchführung
und Evaluierung der Wahlen überwachen, und zwar sowohl für die Organe des
Dachstaates (Präsidentschaft und Repräsentantenhaus) wie auch für die direkt zu
wählenden Organe der bosniakisch-kroatischen Föderation und der Republika
Srpska; soweit möglich außerdem auch Wahlen zu den kantonalen und kommuna-
len Vertretungskörperschaften. Hierzu wurde unter dem Vorsitz des Leiters der
OSZE-Mission eine „Provisorische Wahlkommission" gebildet, der ein Vertreter
des Hohen Repräsentanten und weitere vom Vorsitzenden nach Konsultation mit
den Vertragsparteien ernannte Mitglieder angehören.

Bekanntlich hat sich der Vorsitzende der OSZE-Mission, Botschafter Frowick,
in der Folge mehrmals für die Abhaltung der Wahlen innerhalb des vorgesehenen
Zeitraums ausgesprochen, und zwar ohne zu verhehlen, daß die Bedingungen bis
zum Sommer 1996 noch keinesfalls als voll erfüllt gelten konnten, und daß sie
auch im September 1996 nach menschlichem Ermessen keineswegs voll realisiert
sein würden; so könne noch keine Rede von der unbeschränkten Bewegungsfrei-
heit sein (Vertriebene waren z.B. bei Versuchen, auch nur die Gräber ihrer Ver-
wandten aufzusuchen, tätlichen Angriffen ausgesetzt"), und das gelte auch inner-
halb der bosniakisch-kroatischen Föderation (z.B. in Mostar); die dominanten
nationalistischen Parteien hätten alle öffentlichen Einrichtungen fest in der Hand.
Nichtmitglieder dieser Parteien würden diskriminiert und bedroht; die Massenme-
dien befänden sich gleichfalls fest in der Hand der jeweils dominanten Partei.
Oppositionsgruppen und Minderheiten leben in Furcht vor Repression. Zusam-
menkünfte von Angehörigen verschiedener Volksgruppen würden gesprengt. Nach
einer Erklärung des Flüchtlingshochkommissariats der Vereinten Nationen habe
die Rückkehr von Flüchtlingen bzw. Vertriebenen in ihre Heimat keine Chance,
wenn sie nicht der dort dominanten Nation angehören. Dies ist in mehrfacher Hin-
sicht bedeutsam: erstens geht daraus klar der Mangel eines „politically neutral
environment" hervor; zweitens wurde im Vertragswerk von Dayton festgelegt, daß
zur Zeit der Durchführung der Wahlen die Rückkehr der Flüchtlinge zwar noch
nicht voll, aber doch zu erheblichem Grade durchgeführt sein soll, so daß ein sig-
nifikanter Teil der Flüchtlinge und Vertriebenen das Wahlrecht bereits in der jewei-
ligen Heimat ausüben kann.

Für die Entscheidung des OSZE-Vorsitzenden, die Wahlen am 14.9.1996 statt-
finden zu lassen, gibt es folgende Argumente:
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- Wenn sich die Organe der bosniakisch-kroatischen „Föderation" nicht auf demo-
kratische Wahlen stützen können, wird die Föderation nicht funktionsfähig; die
bosnischen Kroaten werden die von ihnen, nach Meinung Sarajewos widerrecht-
lich, proklamierte und eigentlich zur Angliederung an Franjo Tudjmans Kroa-
tien bestimmte „Republik Herceg Bosna" nicht wirklich in die Föderation ein-
gliedern. Schon damit wäre das ganze Dayton-Projekt zum Scheitern verur-
teilt12.

- Werden die zentralen Organe des Dachstaates „Bosnien-Herzegowina" (die kol-
lektive Präsidentschaft und das Abgeordnetenhaus) nicht auf der Grundlage
demokratischer Legitimation konstituiert, dann kann von der Realisierung der
Dayton-Verfassung erst recht keine Rede sein.

- Je länger aber die Umsetzung der Verfassungsentscheidungen hinausgeschoben
wird, desto unwahrscheinlicher wird es, daß sie überhaupt stattfindet.

Dies alles besagt: Der OSZE-Vorsitzende hatte eine für die Zukunft des Friedens
in Südosteuropa schicksalhafte Entscheidung zu treffen, und er hat sie zugunsten
des anscheinend geringeren Übels getroffen.

Fazit

Die Zeiten, in denen die KSZE/OSZE lediglich ein Dialogforum und eine Ver-
handlungsplattform für Maßnahmen politischer, menschenrechtlicher und militäri-
scher Vertrauensbildung war, sind längst vorüber. Aber sie hat auch die Phase hin-
ter sich gelassen, in der es vor allem um die Entwicklung gewisser operativer Fähig-
keiten zur „teilnehmenden Beobachtung" an Prozessen der demokratischen Ent-
wicklung und zur Konfliktprävention ging. Die Diskussion über das „Sicherheits-
modell für das 21. Jahrhundert" hat gezeigt, daß Europa - und überhaupt die KSZE-
Region - auch in Zukunft, und vielleicht noch mehr als bislang, auf ein kooperati-
ves Miteinander der Staaten und der internationalen Organisationen angewiesen
ist, und daß dabei auch die OSZE eine wichtige Rolle zu spielen hat - wenngleich
Macht und Einfluß eher von anderen Akteuren ins Spiel gebracht werden, etwa
von der NATO und der Europäischen Union.

Seit der Einbeziehung der OSZE in den Dayton-Prozeß ist sie aber verstärkt
zum Mitträger einer Verantwortung geworden, bei der es um Leben und Tod, um
Krieg und Frieden, und um die Aufrechterhaltung eines Minimums an zivilisiertem
Miteinander zwischen europäischen Völkern geht. Der Fortgang der Dinge wird
ihr Schicksal bestimmen, und auch ihre Reputation.

Anmerkungen
1 Es handelt sich nicht um einen Gerichtshof, den Vertragsparteien nominiert werden und

sondern um eine Institution eigener Art, „auf Abruf als Mitglieder von Vermittlungs-
bestehend aus einem Leitungsorgan („Büro") und Schiedsgremien zur Verfügung stehen,
und einer Anzahl von Experten des Völker- Der Schlichtlings- und Schiedshof ist aller-
rechts und der Internationalen Politik, die von dings bisher noch nicht in Anspruch genom-
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men worden.
2 Dazu gehörten u.a. kritische Aussagen über

das völkerrechtswidrige und gegen OSZE-
Prinzipien verstoßende russische Verhalten in
Tschetschenien, über die griechische Politik
gegenüber Mazedonien (Nichtanerkennung,
Embargo) und über die französischen
Muroroa-Nukleartests. Die Parlamentarische
Versammlung verabschiedet ihre Resolutio-
nen mit Mehrheit.

3 Vgl. Jahrbuch der europäischen Integration
1994/95, S. 382.

4 Vgl. ebd., S. 376f.
5 Vgl. Erhard, Hans-Georg: EU, OSZE und der

Stabilitätspakt für Europa. Präventive Diplo-
matie als gemeinsame Aufgabe, in: integra-
tion 1 (1996), S. 37ff.

6 Vgl. Schneider, Heinrich: Zwischen Helsinki
und Budapest - Der KSZE-Prozeß als Inter-
aktionsfeld der Europäischen Union, in:
integration 3 (1995), S. 144ff., hier
S. 152ff.

7 Beim Austausch dieser Ratifizierungsurkun-
den wurde diese Parlamentsresolution nicht
mitübergeben, nachdem Ministerpräsident
Gyula Hörn sie bereits als rechtlich irrelevant
bezeichnet hatte, vgl. Süddeutsche Zeitung v.
17.5.1996, S. 7.

8 Das kommt im übrigen auch in der Budget-
entwicklung zum Ausdruck. Das Gesamtbud-

get der OSZE 1995 belief sich auf 335,6 Mio.
ÖS, das für 1996 beschlossene (vorbehaltlich
noch notwendiger Modifikationen) auf 529
Mio. ÖS; fast 245 Mio. ÖS davon sind für die
Aufgaben in Bosnien-Hezegowina vorgese-
hen. Erheblich gekürzt wurden die Mittel für
die Maßnahmen zur Unterstützung der von
den UN gegen Jugoslawien (Serben und
Montenegro) beschlossenen Maßnahmen.

9 Vgl. Schneider, Heinrich: Friede für Bos-
nien-Herzegowina? Ein Vertragswerk als
Herausforderung für Europa, Bonn 1996.

10 Kopenhagener Treffen über die menschliche
Dimension der KSZE (1990); die Liste der
Kriterien ist als Anhang Bestandteil des Ver-
tragswerkes von Dayton.

11 Andererseits wird auch vermerkt, daß Grup-
penreisen von Opfern ethnischer Säuberun-
gen mit provokatorischen Aktionen verknüpft
worden seien.

12 Überdies war klar, daß auch das Scheitern der
lokalen Wiedervereinigungs- und Friedensre-
gelung für Mostar das Ende des Föderations-
projekts bedeuten würde. Daher waren
bereits die Ende Juni in der von der EU ver-
walteten Hauptstadt der Herzegowina durch-
geführten Kommunalwahlen von schicksal-
hafter Bedeutung für den Fortgang des Frie-
densprozesses.
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